
 
Gesetzentwurf  

Landesregierung  
Gesetz zu dem Dritten Medienänderungsstaatsvertrag  
 
 
 
Die Landesregierung legt mit Schreiben vom 25. Januar 2023 den nachstehenden, durch Kabi-
nettsbeschluss vom 16. Januar 2023 gebilligten und festgestellten Gesetzentwurf dem Landtag zur 
Beschlussfassung vor. Der Gesetzentwurf wird vor dem Landtag von dem Hessischen Minister 
und Chef der Staatskanzlei vertreten.  
 
 
 
A. Problem 

 Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben am 21. Oktober 2022 
und 2. November 2022 den Dritten Medienänderungsstaatsvertrag unterzeichnet. Dieser 
Staatsvertrag ändert den Medienstaatsvertrag und bedarf der Zustimmung durch die Lan-
desparlamente. 

 
B. Lösung 

 Mit dem Gesetzentwurf soll die Zustimmung des Landtags zu dem Dritten Medienände-
rungsstaatsvertrag eingeholt werden. 

 
C. Befristung 

 Eine Befristung des Zustimmungsgesetzes kommt nicht in Betracht. Der Staatsvertrag ent-
hält selbst keine Befristung und kann daher nur in Kraft treten, wenn alle Vertragspartner 
unbedingt und unbefristet zustimmen. 

 
D. Alternativen 

 Keine. 
 
E. Finanzielle Auswirkungen 

 1.  Auswirkungen auf die Finanz-, Vermögens- und Erfolgsrechnung 
  Der Dritte Medienänderungsstaatsvertrag führt zu keiner Mehrbelastung des Landes-

haushalts. 
 

 Liquidität Ergebnis 
 Ausgaben Einnahmen Aufwand Ertrag 
Einmalig im 
Haushaltsjahr 

    

Einmalig in künftigen 
Haushaltsjahren 

    

Laufend ab  
Haushaltsjahr  

    

 
 2. Auswirkungen auf die mittelfristige Finanz- und Entwicklungsplanung 
  Keine. 
 
 3. Auswirkungen für hessische Gemeinden und Gemeindeverbände 
  Wie 1. gilt Entsprechendes für die Kommunen. 
 
F. Unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen 

und Männern 

 Keine. 
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G. Besondere Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 

 Der Gesetzentwurf wurde am Maßstab der UN-Behindertenrechtskonvention überprüft.  
 Es bestand kein Änderungsbedarf. 
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D e r  L a n d t a g  w o l l e  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l i e ß e n :  
 

Gesetz 
zu dem Dritten Medienänderungsstaatsvertrag 

 
Vom 

 
 

§ 1 

Dem am 21. Oktober 2022 und 2. November 2022 unterzeichneten Dritten Medienänderungs-
staatsvertrag wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft veröffent-
licht. 

 
§ 2 

Der Dritte Medienänderungsstaatsvertrag tritt nach seinem Art. 2 Abs. 2 Satz 1 am 1. Juli 2023 
in Kraft. Sollte der Staatsvertrag nach seinem Art. 2 Abs. 2 Satz 2 gegenstandslos werden, ist 
dies im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen bekanntzugeben.  

 
§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 
 
 
 
 
I. Begründung des Gesetzentwurfs 

Zu § 1 
Der Dritte Medienänderungsstaatsvertrag bedarf nach Artikel 103 Abs. 2 der Verfassung des 
Landes Hessen der Zustimmung des Landtags. 
 
Zu § 2 
Der Dritte Medienänderungsstaatsvertrag soll am 1. Juli 2023 in Kraft treten, sofern bis zum 
30. Juni 2023 alle Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der 
Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt werden. Kommt eine Hinterlegung der Ratifikations- 
urkunden nicht zustande, wird der Staatsvertrag gegenstandslos. Dies ist im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Hessen bekanntzumachen. 

 
Zu § 3 
§ 3 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
 
 
II. Begründung des Dritten Medienänderungsstaatsvertrages 
Siehe Anlage. 
 
 
Wiesbaden, 25. Januar 2023 

Der Hessische Ministerpräsident: 
Boris Rhein 

 
 
 
 
Anlage: 
– Dritter Medienänderungs- 

staatsvertrag und  
– Begründung zu dem  

Dritten Medienänderungsstaatsvertrag 





Anlage
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